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Medienmitteilung 

 

Neue Verfassung bald Flickwerk?  

Die vom Souverän angenommene neue Luzerner Verfassung lässt das Grundrecht Wohnen vermissen. 

Deshalb lancierte der Mieterinnen- und Mieterverband Luzern (MV) schon Anfang März eine 

Verfassungsinitiative. Schon bald könnte die Verfassung mit einem Wohnparagraphen ergänzt werden.  

Die Luzerner Stimmberechtigten haben der neuen Staatsverfassung zugestimmt. Das Abstimmungsresultat 

zeigt aber auch auf, dass ein beträchtlicher Teil der Bevölkerung mit der neuen Verfassung Bedenken hat. 

Beschneidung der demokratischen Rechte für die Landgemeinden, sowie das Fehlen von wichtigen 

Grundrechten wie Wohnen, Bildung und Kultur waren die Hauptkritikpunkte im Vorfeld der Abstimmung. 

Der MV wird deshalb noch diesen Sommer die Volksinitiative «Für zahlbares und attraktives Wohnen» 

einreichen. Die nötigen 5000 Unterschriften sind innert 4 Monaten zusammengekommen.  

Wer eine Wohnung sucht, bekommt es direkt zu spüren: Die Preise auf dem Wohnungsmarkt ziehen 

weiterhin an, nur wenige preisgünstige Wohnungen werden ausgeschrieben, währenddessen die Investoren 

Luxusimmobilien für Gutverdienende bereitstellen.   

Das ist für MV nicht akzeptabel. Ziel der Initiative ist preisgünstige Wohnungen zu erhalten, die 

Wohnverhältnisse zu verbessern und den sozialen Wohnungsbau zu fördern. 

Mit dieser Ergänzung der neuen Staatsverfassung will der MV garantieren, dass im Kanton Luzern die 

Interessen der Mieterinnen und Mieter, das sind 68 Prozent der Bevölkerung, umgesetzt werden. 
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Für Rückfragen und Interviews:   Beat Wicki, Geschäftsleiter, 041 220 10 20 

     Mark Schmid, Präsident, 041 362 30 55, 079 482 90 82 
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